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Allgemeine Bedingungen 
für die Versicherung von Automaten (AVB Automaten) 


 
 
1 Geltungsbereich 


Die Versicherung gilt innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land. 


 
 
2 Versicherte Sachen 


2.1 Die im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
bezeichneten Automaten mit Zubehör (z. B. Schallplatten), 
Waren- und Geldinhalt sind versichert: 


2.1.1 am Aufstellungsort oder während einer Reparatur oder 
einer Einlagerung, 


2.1.2 während der Transporte mit verkehrsüblichen Beförde-
rungsmitteln – nach Handelsbrauch verpackt oder unver-
packt und ordnungsgemäß verladen – vom Lieferanten 
zum Aufstellungsort und bei gelegentlichen Transporten 
zur Umstellung, Reparatur und Einlagerung. 


2.2 Der Geldinhalt bei anderen als Warenautomaten ist – soweit 
nicht etwas anderes vereinbart ist – jedoch nur bis zur Hö-
he des Betrages mitversichert, der der Durchschnittsein-
nahme von 4 Wochen entspricht. Die Durchschnittsein-
nahme ist aus einem Zeitraum von 3 Monaten zu ermitteln. 


 
 
3 Versicherte Gefahren 


3.1 Der Versicherer leistet Entschädigung für 
3.1.1 Verlust oder Beschädigung der versicherten Sachen durch 


höhere Gewalt, Naturereignisse aller Art, wie Blitzschlag, 
Überschwemmung, Erdbeben, sowie Transportmittelunfall, 
Brand, Explosion, Einbruchdiebstahl, Diebstahl, Berau-
bung und räuberische Erpressung, 


3.1.2 Beschädigung der versicherten Sachen durch Dritte, 
betriebsfremde Personen oder Arbeitnehmer des Versi-
cherungsnehmers, 


3.1.3 Unterschlagung der versicherten Automaten mit Zubehör, 
jedoch ohne Waren- und Geldinhalt, durch Dritte. 


3.2 Als Dritte im Sinne der Ziffern 3.1.2 und 3.1.3 gelten nicht 
Vertreter und Repräsentanten des Versicherungsnehmers, 
insbesondere nicht derjenige, dem der versicherte Gegen-
stand unter Eigentumsvorbehalt verkauft worden ist, und 
nicht derjenige, der als Sicherungsgeber den Gewahrsam 
über den übereigneten Gegenstand behalten hat. 


 
 
4 Ausschlüsse 


Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, verur-
sacht durch: 


4.1 die natürliche Beschaffenheit der versicherten Gegen-
stände, z. B. durch inneren Verderb, Oxydation, Rost, 
mangelhafte Verpackung, Witterungseinflüsse, Funktions-
störungen, es sei denn, dass sie die Folge einer ver-
sicherten Gefahr sind, 


4.2 missbräuchliche Benutzung des Einwurfkanals (Falsch-
geld, Fremdkörper, Verstopfen), 


4.3 Konstruktions-, Fabrikations- oder Materialfehler, 
4.4 gewöhnliche Abnutzung, 
4.5 Kratzer und Schrammen, 


4.6 Bruch von Schallplatten, soweit dieser durch den Versi-
cherungsnehmer, seine Arbeitnehmer oder dritte betriebs-
fremde Personen verursacht wurde, 


4.7 Krieg, Bürgerkrieg oder kriegsähnliche Ereignisse, Aufruhr, 
Plünderung, politische Gewalthandlungen oder sonstige 
bürgerliche Unruhen, Streik, Aussperrung, Sabotage, Be-
schlagnahme oder sonstige Entziehung durch Verfügung 
von hoher Hand, 


4.8 Kernenergie. 
 
 
5 Ersatz von Aufwendungen 


Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Schadenfall zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens für geboten halten durfte, hat der Versicherer zu 
ersetzen. 
Der Ersatz für Aufwendungen und die Entschädigung dürfen 
zusammen die Versicherungssumme nicht übersteigen, so-
weit die Aufwendungen nicht auf Weisung des Versicherers 
erfolgt sind. 
Bei einer Unterversicherung (Ziffer 11.4) sind die Aufwen-
dungen nur in demselben Verhältnis zu ersetzen wie der 
Schaden. 


 
 
6 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 


6.1 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers 


6.1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-
erhebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände in Textform anzuzeigen, nach denen 
der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den 
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag 
mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versiche-
rungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, 
als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsan-
nahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des 
Satzes 1 stellt. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen und kennt dieser den ge-
fahrerheblichen Umstand, muss sich der Versicherungs-
nehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon 
Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 


6.1.2 Rücktritt 
6.1.2.1 Voraussetzungen des Rücktritts 


Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-
erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, 
vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 


6.1.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts 
Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Ver-
treter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
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angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte. 


6.1.2.3 Folgen des Rücktritts 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfal-
les zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht ver-
sagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 


6.1.3 Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat in Schriftform kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte. 


6.1.4 Rückwirkende Vertragsanpassung 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingun-
gen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahr-
absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers fristlos in Schriftform kündigen. 


6.1.5 Ausübung der Rechte des Versicherers 
Der Versicherer muss die ihm nach den Ziffern 6.1.2 bis 
6.1.4 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, 
auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich wei-
tere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abge-
ben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 6.1.2 
bis 6.1.4 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen 
einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in den nach den Zif-
fern 6.1.2 bis 6.1.4 genannten Rechte nicht berufen, 
wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 


6.1.6 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der 
Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages 
zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 


6.2 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
6.2.1 Der Versicherungsnehmer hat die Automaten am Aufstel-


lungsort fachmännisch anzubringen oder aufzustellen. Der 
Inhalt muss ständig durch geeignete, nach dem Stand der 
Technik übliche Vorrichtungen gegen Diebstahl gesichert 
sein. 


6.2.2 Verletzt der Versicherungsnehmer diese, besonders ver-
einbarte, gesetzlich oder behördlich angeordnete Sicher-
heitsvorschriften oder duldet er ihre Verletzung, so kann 
der Versicherer gemäß Ziffer 6.4 zur Kündigung berechtigt 
oder auch leistungsfrei sein. 
Führt die Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, so gilt Zif-
fer 7 entsprechend. 


6.3 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles 
Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versi-
cherungsfalles, aus dem er Entschädigung verlangt, fol-
gende Obliegenheiten: 


6.3.1 Er hat innerhalb dreier Tage nach Kenntniserlangung den 
Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer oder des-
sen Agenten schriftlich anzuzeigen, 
einen Feuer- oder Explosionsschaden, einen Einbruch-
diebstahl, Diebstahl, einen Fall der Beraubung oder räu-
berischen Erpressung außerdem der zuständigen Poli-
zeidienststelle zu melden, 
über abhanden gekommene Sachen der zuständigen 
Polizeidienststelle eine Aufstellung einzureichen, 
im Falle von Schäden aus anderen Ursachen Namen 
und Adressen von ihm bekannten Schadenstiftern dem 
Versicherer zu melden. 


6.3.2 Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung oder Min-
derung des Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen 
des Versicherers oder seines Beauftragten zu befolgen. 
Gestatten es die Umstände, so hat er solche Weisungen 
einzuholen. Der Ersatz der Aufwendungen bestimmt sich 
nach Ziffer 5. 


6.3.3 Er hat dem Versicherer, soweit es ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann, jede Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Ent-
schädigungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche 
Auskunft auf Verlangen schriftlich zu erteilen und Belege 
beizubringen. 


6.3.4 Er hat, wenn ein Schaden entstanden ist, während sich die 
versicherten Sachen im Gewahrsam einer Beförderungs-
anstalt oder eines sonstigen Dritten befanden, die näheren 
Umstände des Schadens unter Hinzuziehung der verant-
wortlichen Stellen oder Personen unverzüglich festzustel-
len und die Aufnahme des Tatbestandes zu verlangen. 


6.4 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
6.4.1 Kündigungsrecht des Versicherers 


Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegen-
heitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat 
kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf 
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 


6.4.2 Umfang des Versicherungsschutzes bei Obliegenheits-
verletzung 
Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Auf-
klärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Ob-
liegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung 
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung 
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oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leis-
tung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 6.4.1 zuste-
hendes Kündigungsrecht ausübt. 


6.4.3 Ist die Anzeige eines Brand- oder Explosionsschadens bei 
der Polizeidienststelle unterblieben, so kann die Ent-
schädigung nur bis zur Nachholung dieser Anzeige ver-
weigert werden. 


6.4.4 Wurden bestimmte abhanden gekommene Sachen der 
Polizeidienststelle nicht angezeigt, so kann die Entschädi-
gung nur für diese Sachen verweigert werden. 


 
 
7 Gefahrerhöhung 


7.1 Begriff der Gefahrerhöhung 
7.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 


Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tat-
sächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, 
dass der Eintritt des Versicherungsfalles oder eine Ver-
größerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inan-
spruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wären. 


7.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert, nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat. 


7.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 7.1 liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gelten soll. 


7.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 
7.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche-


rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versiche-
rers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vor-
nahme durch einen Dritten gestatten. 


7.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Ge-
fahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss 
er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 


7.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertrags-
erklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich an-
zeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 


7.3 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versi-
cherer 


7.3.1 Kündigungsrecht des Versicherers 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
nach Ziffer 7.2.1, kann der Versicherer den Vertrag frist-
los kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
hat. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. Der Versicherer kann 
nicht kündigen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fäl-
len nach den Ziffern 7.2.2 und 7.2.3 bekannt, kann er 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-
nat kündigen. 


7.3.2 Vertragsanpassung 
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen 
oder die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. 
Erhöht sich in diesem Fall der Beitrag um mehr als 10 % 
oder schließt der Versicherer die Absicherung der höhe-
ren Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 


7.3.3 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Ziffer 7.3 erlöschen, wenn diese 
nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versiche-
rers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Ge-
fahrerhöhung bestanden hat. 


7.4 Umfang des Versicherungsschutzes bei Gefahrer-
höhung 


7.4.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, 
so hat der Versicherungsnehmer keinen Versicherungs-
schutz, wenn er seine Pflichten nach Ziffer 7.2.1 vorsätz-
lich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 


7.4.2 Bei einer Gefahrerhöhung nach den Ziffern 7.2.2 und 7.2.3 
hat der Versicherungsnehmer bei vorsätzlicher Verletzung 
der Pflichten keinen Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge-
gangen sein müssen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
seine Pflichten grob fahrlässig, so gilt Ziffer 7.4.1 Satz 2 
und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers 
bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem 
Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein 
müssen, bekannt war. 


7.4.3 Der Versicherungsschutz bleibt ferner bestehen, 
7.4.3.1 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 


Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungs-
pflicht war oder 


7.4.3.2 wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelau-
fen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder 


7.4.3.3 wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangt. 


 
 
8 Versicherungssumme, Versicherungswert 


8.1 Als Versicherungswert des einzelnen Automaten und 
seines Zubehörs gilt der allgemein gültige Wiederbe-
schaffungspreis (Neuwert). 


8.2 Versicherungswert für den Waren- und Geldinhalt eines 
Warenautomaten ist der Verkaufspreis der Ware, die der 
Automat insgesamt aufzunehmen bestimmt ist, zuzüglich 
etwa der Ware beigegebenen Wechselgeldes. 


8.3 Versicherungswert für den Geldinhalt eines anderen als 
eines Warenautomaten ist der Betrag, der sich am Ende 
der jeweils angewandten Leerungsperiode durchschnittlich 
im Automaten befindet, jedoch höchstens der sich aus Zif-
fer 2.2 ergebende Wert. 


 
 
9 Überversicherung 


9.1 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versi-
cherten Sachen erheblich, so kann sowohl der Versicherer 
als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur 
Beseitigung der Überversicherung die Versicherungs-
summe mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 


9.2 Von diesem Zeitpunkt an ist für die Höhe des Beitrages der 
Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben 
würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem neuen 
Inhalt geschlossen worden wäre. 


9.3 Hat der Versicherungsnehmer eine Überversicherung in 
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidri-
gen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser 
Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Dem Versicherer 
steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis er-
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langt. Etwaige Schadenersatzansprüche des Versicherers 
bleiben unberührt. 


 
 
10 Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 


10.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versiche-
rungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag unver-
züglich nach Fälligkeit im Sinne von Ziffer 10.2.1 zahlt. 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche-
rungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 


10.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder 
einmaliger Beitrag 


10.2.1 Fälligkeit der Zahlung 
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig. 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jah-
resbeitrages. 


10.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab die-
sem Zeitpunkt. 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags 
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auf-
fälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese 
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam 
gemacht hat. 


10.2.3 Rücktritt 
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt 
ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 


10.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 
10.3.1 Fälligkeit der Zahlung 


Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten 
Zeitpunkt fällig. 


10.3.2 Verzug 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
hat. 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 


10.3.3 Zahlungsaufforderung 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kos-
ten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die min-
destens zwei Wochen betragen muss. 
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückstän-
digen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Ein-
zelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
den Ziffern 10.3.4 und 10.3.5 mit dem Fristablauf ver-
bunden sind. 


10.3.4 Kein Versicherungsschutz 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Zif-
fer 10.3.3 darauf hingewiesen wurde. 


10.3.5 Kündigung 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf der Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versiche-
rer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 
wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsauf-
forderung (siehe Ziffer 10.3.3) darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den an-
gemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versi-
cherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung 
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein 
Versicherungsschutz. 


10.4 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
10.4.1 Rechtzeitige Zahlung 


Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag 
zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der 
Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung 
nicht widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, 
wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgege-
benen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 


10.4.2 Beendigung des Lastschriftverfahrens 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil 
der Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung wi-
derrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus an-
deren Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht ein-
gezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. 
Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Fol-
gebeitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer 
hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 
Für die Fälligkeit des Erstbeitrags ist diese Aufforderung 
nicht Voraussetzung. Insoweit bleibt es bei der Regelung 
gemäß Ziffer 10.2. 


10.5 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Ver-
zug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährli-
che Beitragszahlung verlangen. 


10.6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
10.6.1 Allgemeiner Grundsatz 


Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versi-
cherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil 
des Beitrages zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem 
der Versicherungsschutz bestanden hat. 


10.6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 


10.6.2.1 Widerruf 
Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wi-
derrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrages 
zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer 
in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Be-
trag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zuge-
stimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende 
der Widerrufsfrist beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich den für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem 
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 


10.6.2.2 Rücktritt 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver-
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tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der ers-
te Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht 
dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr 
zu. 


10.6.2.3 Anfechtung 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu. 


10.6.2.4 Fehlendes versichertes Interesse 
Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrages verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn 
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges Inte-
resse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer 
kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr ver-
langen. 


10.6.2.5 Nichtigkeit von Verträgen 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem 
Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 


 
 
11 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung 


11.1 Für den Automaten und das Zubehör werden vorbehaltlich 
der Bestimmungen zu Ziffer 11.4 ersetzt: 


11.1.1 Im Falle der Zerstörung oder des Totalverlustes der Wert 
zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles (Zeitwert) un-
ter Anrechnung eines etwaigen Restwertes, 


11.1.2 im Falle der Beschädigung oder des Teilverlustes die 
Reparaturkosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungs-
falles und die normalen Kosten für die Hin- und Rück-
fracht. Erhöhte Kosten für Überstunden und Express-, Eil-
gut- oder Luftbeförderung werden nur dann vergütet, wenn 
sie durch besondere Vereinbarung in die Versicherung 
eingeschlossen worden sind. Bei diesem Reparaturkos-
tenersatz entfallen Abzüge neu für alt. Ein etwaiger Min-
derwert sowie Aufwendungen für Veränderungen und Ver-
besserungen werden nicht ersetzt. Erreichen oder über-
steigen die Reparaturkosten einschließlich der Nebenkos-
ten jedoch den Zeitwert des versicherten Gegenstandes, 
so wird der Schaden gemäß Ziffer 11.1.1 ersetzt. 


11.2 Für den vom Schaden betroffenen Waren- und Geldinhalt 
eines Warenautomaten werden vorbehaltlich der Bestim-
mungen zu Ziffer 11.4 ersetzt: 
Der Verkaufspreis unter Anrechnung eines etwaigen Rest-
wertes sowie das Wechselgeld und das Geld als Gegen-
wert bereits verkaufter Ware, insgesamt begrenzt auf den 
Versicherungswert gemäß Ziffer 8.2. 


11.3 Für den vom Schaden betroffenen Geldinhalt eines ande-
ren als eines Warenautomaten wird vorbehaltlich der Be-
stimmungen zu Ziffer 11.4 ersetzt: 
Pro Tag – gerechnet vom Tage der letzten Leerung bis 
zum Eintritt des Versicherungsfalles – der nachzuweisende 
Durchschnittsbetrag, der sich auf Grund der Geschäftsun-
terlagen für die vorangegangenen drei Monate ergibt, unter 
Abzug eines etwa noch vorhandenen Betrages und be-
grenzt auf den Versicherungswert gemäß Ziffer 8.3. 


11.4 Der nach den Ziffern 11.1 bis 11.3 errechnete Schaden 
wird nur dann voll ersetzt, wenn die Versicherungssumme 
mindestens dem Versicherungswert (Ziffer 8) entspricht. Ist 


die Versicherungssumme erheblich niedriger als der Versi-
cherungswert (Unterversicherung), so ersetzt der Versi-
cherer den Schaden nur nach dem Verhältnis der Versi-
cherungssumme zum Versicherungswert. 


 
 
12 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 


12.1 Fälligkeit der Entschädigung 
Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des 
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs 
abgeschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung be-
anspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu zah-
len ist. 


12.2 Verzinsung 
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 


12.2.1 Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines 
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird – seit 
Anzeige des Schadens zu verzinsen. 


12.2.2 Der Zinssatz beträgt 4 % pro Jahr, soweit nicht aus einem 
anderen Rechtsgrund ein höherer Zins zu zahlen ist. 


12.2.3 Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 
fällig. 


12.3 Hemmung 
Bei der Berechnung der Fristen gemäß den Ziffern 12.1 
und 12.2.1 ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in 
dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden 
kann. 


12.4 Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 


12.4.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen; 


12.4.2 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen 
den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft. 


 
 
13 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 


13.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 
Versicherungsfalles 


13.1.1 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 
vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschä-
digungspflicht frei. 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräfti-
ges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versi-
cherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche 
Herbeiführung des Schadens als bewiesen. 


13.1.2 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahr-
lässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 


13.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungs-
falles 


13.2.1 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Ent-
schädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen 
versucht. 


13.2.2 Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches festge-
stellt, so gelten die Voraussetzungen der Ziffer 13.2.1 als 
bewiesen. 
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14 Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 


14.1 Dauer und Ende des Vertrages 
14.1.1 Vertragsdauer 


Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen. 


14.1.2 Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündi-
gung zugegangen ist. 


14.1.3 Vertragsbeendigung 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder 
jedes darauf folgenden Jahres vom Versicherungsneh-
mer gekündigt werden; die Kündigung muss dem Versi-
cherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 


14.2 Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt. 
In diesem Fall steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er 
hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zum 
Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt worden wäre. 
Dasselbe gilt, wenn das versicherte Interesse weggefallen 
ist, weil der Versicherungsfall eingetreten ist. 


14.3 Kündigung nach Beitragsanpassung / Beitragsanglei-
chung 
Erhöht sich der Beitrag aufgrund einer Anpassungs-
regelung, ohne dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Ver-
sicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frü-
hestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die 
Beitragserhöhung wirksam werden sollte. 
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mittei-
lung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung 
muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat 
vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen. 
Das gleiche gilt, wenn der Umfang des Versicherungs-
schutzes aufgrund einer Anpassungsregelung vermindert 
wird, ohne dass der Beitrag herabgesetzt wird. 
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein 
Kündigungsrecht. 


14.4 Kündigung nach Versicherungsfall 
14.4.1 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der 


Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. 
14.4.2 Kündigungsfrist 


Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform 
spätestens einen Monat nach der Schadenersatzzahlung 
oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 


14.4.3 Zeitpunkt der Vertragsbeendigung 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, 
wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 


14.5 Mehrere Versicherer 
14.5.1 Anzeigepflicht 


Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versiche-
rungssumme anzugeben. 


14.5.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Ziffer 14.5.1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist 
der Versicherer unter den in Ziffer 6.4 beschriebenen 
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt 
nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung er-
langt hat. 


14.5.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 
14.5.3.1 Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 


dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versi-
cherungssummen zusammen den Versicherungswert 
oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Be-
stehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung 
vor. 


14.5.3.2 Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuld-
ner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukom-
men hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage 
obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Gan-
zen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen 
Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
die Verträge bei demselben Versicherer bestehen. Er-
langt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte 
aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung 
für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch 
aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht 
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versiche-
rungssummen, aus denen der Beitrag errechnet wur-
de, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden 
wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen 
ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus al-
len Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung 
zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versi-
cherungssummen in diesem Vertrag in Deckung gege-
ben worden wäre. 


14.5.3.3 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversiche-
rung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist je-
der in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 


14.5.4 Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt 
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt. 


14.5.5 Beseitigung der Mehrfachversicherung 
14.5.5.1 Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den 


die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kennt-
nis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung ge-
schlossen, kann er verlangen, dass der später ge-
schlossene Vertrag aufgehoben oder die Versiche-
rungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des 
Beitrages auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung 
der Versicherungssumme und Anpassung des Beitra-
ges werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Er-
klärung dem Versicherer zugeht. 


14.5.5.2 Die Regelungen nach Ziffer 14.5.5.1 sind auch anzu-
wenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch ent-
standen ist, dass nach Abschluss der mehreren Versi-
cherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. 
Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträ-
ge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer 
geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer 
nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versiche-
rungssummen und des Beitrages verlangen. 


 
 
15 Weitere Bestimmungen 


15.1 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 
15.1.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-


rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
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trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden. 


15.1.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekann-
te Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absen-
dung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend 
für den Fall einer Namensänderung des Versicherungs-
nehmers. 


15.1.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verle-
gung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen 
in Ziffer 7.1.2 entsprechende Anwendung. 


15.2 Gesetzliche Verjährung 
15.2.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 


drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 


15.2.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht. 


15.3 Zuständiges Gericht 
15.3.1 Klagen gegen den Versicherer 


Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Ver-
sicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 


15.3.2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer 
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder 
der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das glei-
che gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partnerge-
sellschaft ist. 


15.3.3 Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers 
Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des 
Versicherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 


15.4 Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 


15.5 Versicherung für fremde Rechnung 
15.5.1 Rechte aus dem Vertrag 


Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und 
nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der 
Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 


15.5.2 Zahlung der Entschädigung 
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, 
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 
Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur 
mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 


15.5.3 Kenntnis und Verhalten 
15.5.3.1 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-


rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 
der Versicherung für fremde Rechnung auch die 
Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu be-
rücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Ver-
sicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, 
muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse 
das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur 
zurechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant 
des Versicherungsnehmers ist. 


15.5.3.2 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung 
des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht 
zumutbar war. 


15.5.3.3 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen 
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht darüber informiert hat. 
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Merkblatt zur Datenverarbeitung 
- RheinLand Versicherungsgruppe - 


 
 
Vorbemerkung 
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektroni-
schen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnis-
se korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen bes-
seren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen 
als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt ge-
gebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn 
das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betrof-
fene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung 
stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses 
oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur 
Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und 
kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des 
Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. 
 
Einwilligungserklärung 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und 
im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in 
Ihren Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufge-
nommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages 
hinaus, endet jedoch - außer in der Lebens- und Unfallversicherung - schon mit 
Ablehnung des Antrages oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die 
Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt 
es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teil-
weise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und  
-nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe-
merkung beschrieben, erfolgen. 
 
Schweigepflichtentbindungserklärung 
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem 
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schwei-
gepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung 
(Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbin-
dungsklausel enthalten. 
 
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Daten-
verarbeitung und -nutzung nennen. 
 
1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 


Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das 
sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum 
Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kundennummer (Partnernum-
mer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung 
sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, 
eines Sachverständigen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem 
Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch 
Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfä-
higkeit oder die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-
TotaIschaden (Leistungsdaten). 


 
2. Datenübermittlung an Rückversicherer 


Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen 
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in 
vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland 
ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungs-
technische Angaben von uns, wie Versicherungsscheinnummer, Beitrag, Art 
des Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im 
Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und 
Schadenbeurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die dafür erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung gestellt. 
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, 
denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 


 
3. Datenübermittlung an andere Versicherer 


Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstel-
lung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die 
Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstän-
de anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungs-
fälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, 
bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu 
verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzu-
klären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu 
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bit-
ten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzli-
cher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches 
von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten 
des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, 
Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, 
wie Schadenhöhe und Schadentag. 


 
4. Zentrale Hinweissysteme 


Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur 
Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhin-
derung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen Fachver-
band bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfra-
gen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim Gesamtver-
band der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) und beim Verband 
der Privaten Krankenversicherung (PKV) zentrale Hinweissysteme. 
Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu 
Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur so-
weit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Beispiele: 
 
Allgemeine Haftpflichtversicherung - Registrierung von auffälligen Scha-
denfällen sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungs-
missbrauchs besteht. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und 
-verhütung. 


Kfz-Versicherung - Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-
Diebstählen sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versiche-
rungsmissbrauchs besteht. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und 
-verhütung. 
 
Lebensversicherung - Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des 
Risikos bzw. Annahme mit Beitragszuschlag 
- aus versicherungsmedizinischen Gründen, 
- aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer, 
- wegen verweigerter Nachuntersuchung; 
Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des Versi-
cherers; Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers wegen 
geforderter Beitragszuschläge. Zweck: Risikoprüfung. 
 
Sachversicherung - Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstif-
tung vorliegt oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmiss-
brauchs der Vertrag gekündigt wird und bestimmte Schadensummen erreicht 
sind. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren 
Missbrauchs. 
 
Transportversicherung - Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versiche-
rungsmissbrauchs) Schadenfällen, insbesondere in der Reisegepäckversiche-
rung. Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmiss-
brauch. 
 
Unfallversicherung 
- Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht, 
- Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im Scha-


denfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen, 
- außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbrin-


gung oder Klageerhebung auf Leistung. 
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch. 


 
5. Datenverarbeitung in der Versicherungsgruppe 


Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversiche-
rung) werden durch rechtlich selbständige Unternehmen betrieben. Um den 
Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbei-
ten die Unternehmen häufig in Versicherungsgruppen zusammen. 
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das In-
kasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal ge-
speichert, auch wenn Sie Versicherungsverträge mit verschiedenen Unter-
nehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versicherungsscheinnum-
mer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleit-
zahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten werden in 
einer zentralen Datensammlung geführt. Dabei sind die sogenannten Partner-
daten (z. B. Name, Adresse, Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, 
bestehende Verträge) von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf die-
se Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei telefoni-
schen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch Geld-
eingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht wer-
den. 
Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dage-
gen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar. 
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kun-
den durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz 
auch hier von "Datenübermittlung", bei der die Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten - wie z. B. Ge-
sundheitsdaten - bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der 
jeweiligen Unternehmen. 
Unserer Unternehmensgruppe gehören z. Z. folgende Unternehmen an: 
RheinLand Versicherungs AG, RheinLand Lebensversicherung AG, 
ONTOS Versicherung AG, ONTOS Lebensversicherung AG, 
Rhion Versicherung AG, RiMaXX International N.V., 
Credit Life International N.V. 


 
6. Betreuung durch Versicherungsvermittler 


In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch einen unserer Ver-
mittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch 
Vermittlungsgesellschaften.  
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler 
zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen 
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versiche-
rungsscheinnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risi-
kos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen. 
Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversi-
cherung können an den zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten 
übermittelt werden. 
Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen 
Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch 
werden sie von uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. 
Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen 
des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufs-
geheimnis und Datengeheimnis) zu beachten. 
Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine 
Tätigkeit für unser Unternehmen (z. B. durch Kündigung des Vermittlervertra-
ges oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie 
werden hierüber informiert. 


 
7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 


Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem 
eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter be-
stimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Lö-
schung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten. 
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich 
bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Rich-
ten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung 
oder Löschung wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets 
an Ihren Versicherer. 
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Verbraucherinformation 
zur Sach-, Haftpflicht- und Unfallversicherung 


 
I. Allgemeines 


 
1. Identität des Versicherers 
Name, Rechtsform, ladungsfähige Anschrift: 
Rhion Versicherung AG, RheinLandplatz, 41460 Neuss. 
Handelsregistereintrag: Amtsgericht Neuss, HRB 13420. 
 
 
2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / 


zuständige Aufsichtsbehörde 
Hauptgeschäftstätigkeit: 
Die Rhion Versicherung AG gehört zur RheinLand Versi-
cherungsgruppe und betreibt die Haftpflicht-, Sach- und 
Unfallversicherung. 
Aufsichtsbehörde: 
Die für Beschwerden zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 
 
3. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 
Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 
Die gegenseitigen Rechte und Pflichten ergeben sich 
nach vorliegendem Antrag aus den hierfür maßgebenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen, sowie ggf. Be-
sonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen, Klauseln, 
Pauschaldeklarationen und Sicherungsrichtlinien sowie 
den gesetzlichen Bestimmungen. Diese Unterlagen ent-
halten auch Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und 
Erfüllung der Leistung. 
 
 
4. Gesamtpreis der Versicherung 
Der konkrete Gesamtpreis (Beitrag) zur Versicherung ist 
im Angebot bzw. Antrag detailliert ausgewiesen. 
 
 
5. Zusätzliche Kosten 
Besondere Gebühren und Kosten werden, mit Ausnahme 
der in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen ge-
nannten, nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Tele-
kommunikationsgebühren anfallen, die über die normalen 
Telefonkosten hinausgehen, werden diese mit der jewei-
ligen Nummer angegeben. 
 
 
6. Beitragszahlung 
Grundsätze: 
Die Grundsätze der Beitragszahlung sind in den Allge-
meinen Versicherungsbedingungen beschrieben. 


Die Folgebeiträge sind jeweils am Ersten des Monats 
fällig, in dem die neue Versicherungsperiode beginnt. Bei 
Vereinbarung von Ratenzahlungen sind diese am Ersten 
des jeweiligen Monats zu zahlen, sofern nichts anderes 
vereinbart wurde. 
Bei Teilzahlung des Jahresbeitrags werden die noch 
ausstehenden Raten des Jahresbeitrages sofort fällig, 
wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer 
Rate in Verzug gerät. 
Für monatliche Zahlungsweise ist Einzugsermächtigung 
Voraussetzung. Ist monatliche Zahlungsweise vereinbart 
und entfällt das Lastschriftverfahren oder kann eine Ab-
buchung nicht durchgeführt werden, so wird auf viertel-
jährliche Zahlungsweise umgestellt. 
Einzugsermächtigung: 
Im Falle einer Erteilung einer Einzugsermächtigung gilt 
Folgendes: 
Sie ermächtigen uns widerruflich, die zu entrichtenden 
Versicherungsbeiträge zu Lasten des von Ihnen genann-
ten Kontos mittels Einziehungsauftrag (Lastschrift) einzu-
ziehen. Wenn Ihr Konto die erforderliche Deckung nicht 
aufweist, besteht seitens des kontoführenden Geldinsti-
tuts keine Verpflichtung zur Einlösung. Kosten aus dem 
Widerspruch gegen eine berechtigte Abbuchung oder 
Rücklastschrift mangels ausreichender Kontodeckung 
gehen zu Ihren Lasten. 
Sie haben das Recht, eine bereits durchgeführte Abbu-
chung innerhalb einer Frist von sechs Wochen rückgän-
gig zu machen. 
 
 
7. Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten 


Informationen 
Die Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Ange-
botsinformationen bzgl. der Bedingungen, Bestimmungen 
und Beiträge ist auf zwei Monate befristet, sofern nicht im 
Angebot ein anderer Zeitraum benannt ist. 
 
 
8. Zustandekommen des Vertrages / Vertragsbeginn / 


Antragsbindefrist 
Der Vertrag kommt mit Zugang des Versicherungs-
scheins beim Versicherungsnehmer zustande. Der Versi-
cherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer 
den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist zahlt. 
An Ihren Antrag sind Sie einen Monat gebunden. 







N A  6 2 0 2   0 1 / 2 0 0 8  2  von 3  


9. Widerrufsrecht / Rechtsfolgen des Widerrufs 


Widerrufsrecht: 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei 
Wochen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. 
Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt an dem 
Tag, nach dem Ihnen der Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen sowie die Vertragsin-
formationen gemäß § 7 Absatz 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes und diese Belehrung in Textform zuge-
gangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 
Der Widerruf ist zu richten an: 
Rhion Versicherung AG, RheinLandplatz, 41460 Neuss. 
Widerrufsfolgen: 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versiche-
rungsschutz und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Bei-
trags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs ent-
fällt. 
Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang 
des Widerrufs entfällt, können wir einbehalten, wenn Sie 
zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine solche 
Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versiche-
rungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, erstat-
ten wir Ihnen Ihren gesamten Beitrag. 
Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens  
30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Besondere Hinweise: 
Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprüng-
licher Versicherungsvertrag weiter. Das Widerrufsrecht 
besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weni-
ger als einem Monat. 


 
 
10. Vertragslaufzeit, Vertragsverlängerung 
Versicherungsverträge von ein- und mehrjähriger Dauer 
verlängern sich um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, 
wenn eine schriftliche Kündigung nicht drei Monate vor 
dem jeweiligen Ablauf einem der beiden Vertragspartner 
zugegangen ist. 
 
 
11. Beendigung bzw. Kündigung des Vertrages 
Ein Versicherungsverhältnis, das für eine Dauer von mehr 
als drei Jahren eingegangen worden ist, kann zum Ende 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten seitens des Ver-
sicherungsnehmers gekündigt werden. 
Eine Kündigung des Vertrages ist nur dann rechtswirk-
sam, wenn sie innerhalb der jeweils vorgeschriebenen 
Frist beim Versicherer eingetroffen ist. 
Weitere Möglichkeiten der Vertragsbeendigung enthalten 
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
 
 
12. Gerichtsstand / Anwendbares Recht 
Gerichtsstand: 
Die Gerichtsstände für Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag ergeben sich aus den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen. 


Anwendbares Recht: 
Für den Versicherungsvertrag gilt deutsches Recht. 
 
 
13. Vertragssprache 
Die Vertragssprache ist deutsch. 
 
 
14. Schlichtung / Beschwerde 
Die Rhion Versicherung AG ist nicht Mitglied im Verein 
„Versicherungsombudsmann e.V.“. Bei Meinungsver-
schiedenheiten in Zusammenhang mit dem Versiche-
rungsvertrag besteht somit keine Möglichkeit des Streit-
schlichtungsverfahrens vor dem Ombudsmann. Gleich-
wohl können Sie eine Beschwerde an die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer 
Straße 108, 53117 Bonn, richten. Unabhängig hiervon 
können Sie den Rechtsweg nutzen. 
 
 
15. Einwilligungsklausel nach dem Bundesdaten-


schutzgesetz 
Sie willigen ein, dass wir im erforderlichen Umfang Daten, 
die sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertrags-
durchführung (Beiträge, Versicherungsfälle, Risiko- oder 
Vertragsänderung) ergeben, an Rückversicherer zur 
Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der Rückver-
sicherung sowie zur Beurteilung des Risikos und der 
Ansprüche an andere Versicherer und an den Gesamt-
verband der Deutschen Versicherungswirtschaft zur Wei-
tergabe dieser Daten an andere Versicherer übermitteln. 
Diese Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zustande-
kommen des Vertrages sowie für entsprechende Prüfun-
gen bei anderweitig beantragten Versicherungsverträgen 
und bei künftigen Anträgen. 
Des Weiteren willigen Sie ein, dass wir die Antragsanga-
ben zu Vorname, Name, Geburtsdatum, Straße und Haus-
nummer sowie Postleitzahl und Wohnort bei der Firma 
Creditreform Experian GmbH, Hellersbergstraße 14, 
41460 Neuss, zur Bonitätsprüfung nutzen. Sie willigen 
ferner ein, dass wir innerhalb der RheinLand Versiche-
rungsgruppe Ihre allgemeinen Vertrags-, Abrechnungs- 
und Leistungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen 
führen, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchführung 
Ihrer Versicherungsangelegenheiten dient. Gesundheits-
daten dürfen nur an Personen- und Rückversicherer 
übermittelt werden; an Vermittler dürfen sie nur weiterge-
geben werden, soweit es zur Vertragsgestaltung erforder-
lich ist. 
Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar 
willigen Sie weiter ein, dass die Vermittler Ihre allgemei-
nen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten darüber 
hinaus für die Beratung und Betreuung auch in sonstigen 
Finanzdienstleistungen nutzen dürfen. 
Diese Einwilligung gilt nur, wenn Sie bei Antragsstellung 
vom Inhalt des Merkblatts zur Datenverarbeitung Kennt-
nis nehmen konnten, das Ihnen zusammen mit weiteren 
gesetzlich vorgesehenen Verbraucherinformationen über-
lassen wird. 
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II. Wichtige Hinweise zur Erhaltung des Versicherungsschutzes 
Wer diese Hinweise nicht beachtet, läuft Gefahr, seinen Versicherungsschutz zu verlieren! 


 
 
Obliegenheiten vor Vertragsabschluss - Vorvertragli-
che Anzeigepflichten 
Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß 
prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die dort gestell-
ten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 
Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie 
nur geringe Bedeutung beimessen. 
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungs-
vermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmit-
telbar gegenüber der Rhion Versicherung AG, RheinLand-
platz, 41460 Neuss, schriftlich nachzuholen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz 
gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige An-
gaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer 
Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachste-
henden Information entnehmen. 


Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflich-
tet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsge-
mäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Text-
form nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 


Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragli-
che Anzeigepflicht verletzt wird? 
 
 
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können 
wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie 
nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässig-
keit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungs-
falles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn 
Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angege-
bene Umstand weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. 
Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, 
welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 
 
2. Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die 
vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig 
oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 


Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten. 
 
 
3. Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahr-
umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen 
Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie 
die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen 
Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. 
Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung 
hinweisen. 
 
 
4. Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträg-
lich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten. 
 
 
5. Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsände-
rung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer 
Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als 
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. 
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
Im Übrigen beachten Sie bitte die weiteren Bestimmun-
gen in unseren Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
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Zusatzvereinbarungen zur VVMS – Rahmenvereinbarung 
für die Automatenversicherung von Geldspielgeräten 


(RAV 2016) 
 
 
Ergänzend zu den Allgemeinen Bedingungen für die Versicherung von Automa-
ten (AVB Automaten) gilt Folgendes: 
 
1. Geltungsbereich 


Die Versicherung gilt nur für Geldspielautomaten in festen / massiven, all-
seits geschlossenen Gebäuden innerhalb der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Der Versicherungsschutz entfällt, wenn sich die Geldspielautomaten im 
Freien oder nachts in geöffneten Passagen, Gängen, Toiletten oder vorü-
bergehend auf Ausstellungen oder Messen oder in Gewahrsam von Trans-
portunternehmen befinden. 


 


2. Grundsätzliche Sicherungsvoraussetzungen 


Alle Außen- und Zugangstüren zu den Aufstellungsräumen der versicherten 


Automaten sind 


• mit von außen bündig abschließenden Zylinder- oder Zuhaltungs-
schlössern (mind. 6 Zuhaltungen) und mit von außen nicht 
demontierbaren Sicherungsbeschlägen und -rosetten gesichert. 


• mit innenliegenden Türbändern versehen und sofern dies nicht der 
Fall ist zusätzlich mit zwei Hinterhaken gesichert. 


• bei Holzzargen mit Sicherheitsschließblechen im Mauerwerk zu ver-
ankern. 


Ferner müssen versicherte Automaten in Spielhallen (z.B. Automatenspiel-
halle, Spielothek, Spielsalon, etc.) zusätzlich durch eine Einbruchmeldean-
lage mit Aufschaltung geschützt werden. 


Vor Eintritt des Versicherungsfalles hat der Versicherungsnehmer 


• alle gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten 
Sicherheitsvorschriften und alle sonstigen vertraglich vereinbarten 
Obliegenheiten einzuhalten 


• für die Gefahren Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Ein-
bruch, Raub 


a) vorhandene Sicherungen auch an sonstigen nicht erreichbaren 
Öffnungen zu betätigen; 


b) alle Öffnungen (z.B. Fenster und Türen) in dem Betrieb oder in 
Teilen des Betriebes verschlossen zu halten - solange die Arbeit - 
von Nebenarbeiten abgesehen - in diesen Betriebsstellen ruht; 


• alle bei Antragsstellung vorhandenen und alle zusätzlich vereinbar-
ten Sicherungen (Sicherungen sind z.B. Schlösser von Türen oder 
Behältnissen, Riegel, Einbruchmeldeanlagen) uneingeschränkt ge-
brauchsfähig zu erhalten und zu betätigen; 


• nach Verlust eines Schlüssels für einen Zugang zum Versicherungs-
ort oder für ein Behältnis das Schloss unverzüglich durch ein gleich-
wertiges zu ersetzen. 


Bei Verletzung dieser vorgenannten Sicherungsvoraussetzungen kann der 
Versicherer gemäß Ziffer 6.2.2 ff. der zugrunde liegenden AVB Automaten 
leistungsfrei sein. 


 


3. Benennung der Betriebsstätte / des Aufstellungsortes 


Bis zu einer Gesamtanzahl von 24 Geldspielgeräten an einem Versiche-
rungs-/ Aufstellungsort ist eine Benennung der jeweiligen Aufstellungsorte 
nicht erforderlich. 


Ab einer Gesamtanzahl von mehr als 24 Geldspielgeräten an einen Versi-
cherungs-/ Aufstellungsort ist eine Benennung der Betriebsstätte / des Auf-
stellungsortes erforderlich. 


 


4. Versicherte Gefahren 


In Erweiterung zu § 3 „Versicherte Gefahren“ der Allgemeinen Bedingun-
gen für die Versicherung von Automaten (AVB Automaten) gelten zusätz-
lich die Gefahren 


- Leitungswasser 


- Glasbruchschäden an der Automatenverglasung  
  (inkl. Touchscreen-Bildschirm) 


- Überspannungsschäden durch Blitz 


- Manipulationen nach einer Beschädigung des versicherten Geldspiel- 
    automaten (kein Versicherungsschutz besteht für reine Manipulations- 
    schäden ohne gleichzeitige Beschädigung des versicherten Geldspiel- 
    automaten) sind mitversichert. 


 


5. Unterschlagung bei vom Automatenaufsteller vermieteten Geldspiel-
geräten 


Im Sinne von § 3.2 der Allgemeinen Bedingungen für die Versicherung von 
Automaten (AVB Automaten) ist der Mieter von Geldspielautomaten weder 
Vertreter, noch Repräsentant eines Automatenaufstellers, noch Siche-
rungsgeber (z.B. eine Bank), noch hat dieser Mieter den Geldspielautoma-
ten unter Eigentumsvorbehalt erworben, sodass für Unterschlagungen 
durch diesen Mieter im Rahmen der bestehenden Rahmenvereinbarung 
und deren Vertragsgrundlagen Versicherungsschutz für die vom Automa-
tenaufsteller vermieteten Geldspielautomaten auch für den Tatbestand der 
Unterschlagung besteht. 


 


6. Ausschlüsse 


In Ergänzung zu § 4 „Ausschlüsse“ der Allgemeinen Bedingungen für die 
Versicherung von Automaten (AVB Automaten) sind Schäden durch 
- Lack-, Kratz-, Schramm- und Graffiti-Schäden  
- Überschwemmung und Rückstau  
- sowie Schäden durch Trickdiebstahl (in Verbindung mit Ziffer 3.1.1 „Versi- 
   cherte Gefahren „Diebstahl“ der AVB Automaten)  
nicht mitversichert. 


Abweichend zu Ziffer 3.1.1 „Versicherte Gefahren“ der AVB Automaten 
sind Schäden durch „Diebstahl“ (auch einfacher Diebstahl genannt) ausge-
schlossen. 


 


7. Versicherungswert / -summe, Ersatzwert 


Versicherungswert des einzelnen Automaten ist der allgemeingültige 
Wiederbeschaffungspreis (Neuwert). 


Für die nach Variante 1 versicherten Geldspielgeräte: 


- Höchstentschädigung je Geldspielautomat: 7.000,00 Euro 
- Bargeldbestand je Geldspielautomat: 1.500,00 Euro 


Für die nach Variante 2 versicherten Geldspielgeräte: 


- Höchstentschädigung je Geldspielautomat: 14.000,00 Euro 
- Bargeldbestand je Geldspielautomat: 2.000,00 Euro 


Variante 3 entfällt. Risiken der Variante 3 werden auf Variante 2 umgestellt. 


 


8. Bargeldbestand in Geldspielautomaten 


Abweichend zu Ziffer 2.2. der AVB Automaten ist der Geldinhalt bei ande-
ren als Warenautomaten auf den nachgewiesenen Bargeldbetrag ab letzter 
autorisierter Öffnung des Automaten vor Schadeneintritt, max. bis zur ver-
einbarten Höchstentschädigung, versichert. 


 


9. Selbstbeteiligung 


Die Entschädigung wird je Versicherungsfall und Geldspielgerät um die 
vereinbarte Selbstbeteiligung gekürzt. 


- bei Variante 1: 250,00 Euro 
- bei Variante 2: 400,00 Euro 


 


10. Anpassung von Beitrag und Vertragsumfang 


Beitrag und Vertragsumfang können zu Beginn eines jeden Versiche-
rungsjahres nach Maßgabe der nachfolgenden Regelungen steigen. 


Beitragssatz und Vertragsumfang für Geldspielautomaten werden unter Be-
rücksichtigung von Schadenaufwand, Kosten (insbesondere Provisionen, 
Sach- und Personalkosten und Rückversicherungsbeiträge), Gewinnansatz 
und gegebenenfalls Feuerschutzsteuer kalkuliert. 


Bei der Neukalkulation des Beitragssatzes sowie der Betragszuschläge für 
bestehende Verträge ist der Schadenbedarf einer ausreichend großen An-
zahl gleichartiger Risiken, die Gegenstand dieser Versicherung sind, und 
die voraussichtliche künftige Entwicklung des unternehmensindividuellen 
Schadenbedarfs zu berücksichtigen. Die sich aufgrund der Neukalkulation 







K - N r .  3 4 2 2 1 3  2  von 2  0 1 . 0 1 . 2 0 1 6  


ergebenden Änderungen des Beitrages und / oder des Vertragsumfanges 
gelten mit Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres für beste-
hende Verträge. 


Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag innerhalb eines 
Monats nach Mitteilung der Beitragserhöhung mit Wirkung frühestens zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitragserhöhung kündigen. Über das 
Kündigungsrecht ist der Versicherungsnehmer zu informieren. 


 


11. Maklerklausel 


Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, An-
zeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzu-
nehmen. Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an 
den Versicherer weiterzuleiten. 


12. Kündigung des Maklervertrages 


Die Kündigung des Maklervertrages durch den Versicherungsnehmer ist 
dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 


Mit Beendung des Maklervertrages enden alle Sonderkonditionen dieser 
Rahmenvereinbarung mit sofortiger Wirkung. Der entsprechende Einzelver-
trag wird auf den, zu diesem Zeitpunkt gültigen, aktuellen Tarif umgestellt. 
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag dann, innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die Umstellung des Vertra-
ges, mit sofortiger Wirkung kündigen. 





